iz Jahrgang. 


1 Sgr.; durch die Poſt bezogen, foftet 

es 21 Sgr. 3 Pf. vierteljährlich. 
Inſerate werden den Tag vor der 

Ausgabe bis ſpäteſtens Mittag 12 Uhr * 


u 


angenommen: in Oels in der Expedition 
dieſes Blattes, in Poln. Wartenberg in 

der Stadtbuchdruckerer, in Kempen in 

der Buchhandlung von G. Fränkel, in 

Bernſtadt in der Handlung von Lorenz. 

Die Inſertions gebühren betragen pro 

Zeile nur 1 Sgr., bei Wiederholungen 

=. bloß die Hälfte. 


Gin Bols bla 


und Gemeinwohl, zur Belehrung und Unterhaltung. 
(Schnellpreſſen-Druck und Verlag von A. Ludwig.) 


für Staats- 


End⸗ Abfertigung. 

Leider ſehe ich mich genoͤthigt, in der Schwenk⸗ 
ſchen Angelegenheit noch einmal die Feder zu ergreifen, 

Wen es compromittirt, daß Herr Schwenk 
mein Manuſcript noch vor dem Abdruck mißbrau⸗ 
chen konnte, liegt klar am Tage. Mich nicht. 

Die beiden Zeugen des Herrn Schwenk, 
Herr Pencke und Herr Boͤsner, haben wir auf mei⸗ 
ne erſte Anfrage erklärt, daß fie nicht bezeugen 
konnten, daß die unterbliebene Adſendung der 
bewußten Gegenerklaͤrungen am 25. Mai zur 
Sprache gekommen ſei, und daß ſie keineswegs 
dem Herrn Schwenk dies ſchriftlich deſcheinigt haͤr⸗ 
ten (wie mir es dei einem andern Punkt der 
Herr Antragfteller gethan hat). Ich bin übers 
zeugt, daß die beiden Herren fo ehren⸗ 
haft find, dieſe Thatſache nicht abs 
zulaͤugnen. Als ich mie nun eine ſchriftliche 
Erklarung uber die Angelegenheit ausbat, machten 
die Herren Ausfluchte: der eine wollte erſt die Akten 
einfehen, det andere noch Rückſprache mit Bekann⸗ 
ten nehmen u. ſ. w. Nach Verlauf mehrerer 
Tage entſchieden ſich nun die Herren auf eine 
zweite Anfrage von mir dahin, daß die Sache 
wirklich am 25. Mai verhandelt worden waͤre. 
Ich muß mich damit natürlich zufrieden ſtellen; 
nur kann ich nicht umhin, einem ſo ausgezeichne⸗ 
ten Gedaͤchtniß meine Bewunderung zu zollen, 
welches ſich nach deinahe 8 Wochen noch ſo deut⸗ 
lich entſinnt, an welchem Tage eine beſtimmte An⸗ 
gelegenheit beſprochen worden ſei, daß es darüber 
ein Zeugniß ablegen kann. 

Man mag nun zwiſchen meinen Zeugen, 
Heten Direktor Lange und Herrn Regiſtrator Behu⸗ 
neck, und denen des Herrn Schwenk entſcheiden; 
ich verliere von jetzt ab in biefer Angelegenheit 
kein Wort mehr. 

Die perföntichen gat nicht auf die Ca» 
che bezüͤglichen Angriffe des Herrn Schwenk — 


das gewöhnliche traurige Zufluchtsmittel von Geg⸗ 


nein, die in der Sache ſich gefangen geben 


Dienstag, den 25. Juli. 


muͤſſen — will ich nicht näher erörtern. Ich has 
de noch nie gelaͤugnet, daß ich bequem bin, und 
Herr Schwenk hat Recht, daß ich mich ſeinetwegen 
viel zu ſehr angeſtrengt habe. Daß man ſich wich⸗ 
tiger und intereſſanter, als mit Herrn Schwenk, 
wiſſenſchaftlich, ohne gerade Recepte 
iu ſchreiben, beſchaͤftigen könne, wird Herr 
Schwenk dei ſeiner bekannten Beſcheidenheit eins 
ſehn. Auf dieſe Weiſe prallen feine ohnedies 
ſtumpfen Pfeile ab. Er wird aber auch bei ſeiner 
anerkannten Wahrheitsliebe zugeſtehn, daß gerade 
er einen ganz außerordentlich reichli⸗ 
chen Stoff zu perſoͤnlichen Angriffen darboͤte. 
Dies zu benutzen, verſchmaͤhe ich. Wozu auch 
das Publikum mit weltbekannten Dingen langwei⸗ 
len? Er wird endlich eintaͤumen, daß ich bisher 
nur feinen politiſchen Charakter beſprochen, 
ſeine ſoclale Perſoͤnlichkeit völlig ignorirt habe. 

Ps. Ich habe mich diesmal bemuͤht, nur klei⸗ 
ne Säge zu bilden, um auch einer gewiſſen ſchwa⸗ 
chen Faſſungskraft, welche lange Perioden nicht 
verdauen kann, verſtaͤndlich zu werden. 


Zeiſſing. 


Sur Vereinsgeſchichte. 


In der Sitzung des Vereins der Volksfreunde, 
vom 6. Juli, fand eine bedauerliche Uneinigkeit 
Statt. Den Grund dazu gab ein vom hieſigen 
conſtitutionellen Klubb an den Verein erlaſſenes 
Anſchreiben, worin der letztere aufgefordert wurde, 


gemeinſchaftlich mit jenem eine Staatsbuͤrger⸗Ver⸗ 


ſammlung zu veranlaſſen, um die gegenſeitigen Ideen 


über die Wahl des Erzherzogs Johann zum pros 


viſoriſchen Reichsverweſer auszutauſchen. Wiewohl 
nun in dieſem Anſchreiben allerdings Nichts von 
einer Feier dieſes Exeigniſſes geſagt iſt, fo war 
es doch hinlaͤnglich bekannt geworden, daß der con⸗ 
ſtitutionelle Klubb eine ſolche beabſichtige, und das 
in Niro. 7. det freien Blaͤtter gegebene Referat 
über die am 7. Juli abgehaltene Staatsbürger» 


1848. 


Verſammlung beweiſt die Richtigkeit obiger Vor⸗ 
ausſetzung vollſtaͤndig, indem es die Berathung 
über die Feier dieſes Ereigniſſes geradezu als 
Zweck der Staatsbuͤrger⸗Verſammlung hinſtellt. 
Mehrere Redner ſprachen dagegen; unter ihnen 
auch der Berichterſtatter. Wenn derſelbe hiermit 
feine Gründe darlegt, welche ihn bewogen haben, 
ſich gegen eine im Verein mit dem conſtitutionellen 
Klubb zur Feier dieſes Ereigniſſes abzuhaltende 
Staatsbuͤrger-Verſammlung zu erklären, fo möge 
hier zuerſt die Vorbemerkung Platz greifen, daß 
er einer mit dem conſtitutionellen Klubb abzuhal⸗ 
tenden Staatsbürgerverfammlung an ſich durchaus 
nicht feindlich entgegenſteht, ſondern im Gegentheil 
offen bekennt, wie er glaube, daß eine ſolche Zer- 
ſplitterung der intelligenten Kräfte um politiſcher 
Meinungen willen in einer kleinen Stadt nur die 
traurigen Folgen habe, daß Leute, welche vorher 
ganz friedfertig, ja freundſchaftlich, mit einander 
gelebt hatten, als erbitterte Gegner auftreten, ohne 
daß dadurch das allgemeine Wohl auch nur um 
ein Haar breit gefordert wird, daß man vielmehr 
die Loͤſung der großen Zeitfragen den Hauptſtaͤdten 
überlaffen muͤſſe. Iſt nun aber einmal eine ſolche 
Frage von anderer Seite her öffentlich angeregt, 
fo hält er es auch für feine Pflicht, eine ents 
gegenſtehende Meinung öffentlich zu widerlegen. 
Eben ſo wenig hat er gegen die Perſon des 
Erzherzogs Johann Etwas einzuwenden; ja er 
kann ſogar von feinem democratiſch- conſtitutio⸗ 
nellen Standpunkt aus (und dies iſt der Stand⸗ 
punkt des geſammten Vereins) die Beſtim⸗ 
mung, daß der Reichsverweſer bei verantwortlichen 
Miniſtern unverantwortlich fein ſoll, nicht müß billi⸗ 
gen, aber er muß ſich entſchieden dagegen verwah⸗ 
ren, daß der Reichsverweſer nicht verpflichtet fein 
fol, die Beſchluͤſſe der National » Verſammlung 
auszuführen und daß er ſich bei feinen Amtshand⸗ 
lungen mit den einzelnen deutſchen Regierungen 
ins Einvernehmen ſetzen ſoll. In der erſten Be⸗ 
ſtimmung liegt das abfalute Veto, welches Deutſch⸗ 


land zur abſoluten Monarchie mit conftitutionellen 
Flittetſtaat ſtempelt, liegt alſo das Princip des 
Muͤckſchritks, die zweite verſetzt der erſehnten Einheit 
Deutſchlands den Todesſtoß. Weil nun der un⸗ 
verantwortliche Reichsverweſer unter dieſen beiden 
Vorausſetzungen erwaͤhlt iſt, kann der Verein der 
Volksfreunde, ſeinen Grundſaͤtzen gemaͤß, dieſes 
Ereigniß nicht feſtlich begehen, und ebenſowenig 
die Frankfurter Verſammlung mit einer Dankadreſſe 
beſchicken. Aus dieſen Gründen wurde das Aners 
dieten des conſtitutionellen Klubbs, eine gemein⸗ 
ſchaftliche Staatsbürger » Verſammlung zu halten, 
abgelehnt. 

Man koͤnnte freilich einwenden, man wolle 
die beiden genannten Attribute des Reichsverweſers 
außer Acht laſſen, und nur eben die Erſchaffung 
der Central⸗Gewalt als erſten Schritt zur Einheit 
Deutſchlands feiern. Das wird wohl Niemand im 
Ernſt meinen. Man kann ein Ereigniß nicht in 
einzelne Theile zerſtuͤcken, und nur einen dieſer Theile 
feſtlich begehen; feiert man einmal ein Ereigniß, 
ſo feiert man es ganz und in allen ſeinen Konſe⸗ 
quenzen, beſonders, wenn man ſich nicht ausdruͤck⸗ 
lich gegen gewiſſe Punkte verwahrt, wie allerdings 
der conſtitutionelle Klubb in Nro. 5. der freien 
Blaͤtter hinſichtlich der letzten Beſtimmung gethan 
hat. 

Außerdem legte ein Mitglied des Vereins eine 
Einladung des Breslauer demokratiſchen Klubbs 
zu einer Generals Verfammlung der demokratiſchen 
Vereine Schleſiens vor, demzufolge drei Mitglieder, 
Herr Döring, Herr Hoffmann und der Unterzeich⸗ 
nete, als Abgeordnete zu dieſer Verſammlung ges 
wählt wurden. Als jedoch aus einem in der fol⸗ 
genden Sitzung vorgeleſenen Artikel der Breslauer 
Zeitung hervorging, daß der Breslauer demokratiſche 
Verein ſich dem Frankfurter anſchloͤſſe, und dieſet 
von vorn herein erklärt hatte, daß er „nur die 
Republik für die einzige Deutſchland heilſame Re⸗ 
gierungsform anerkenne,“ ſprachen ſich Kaufmann 
Döring und der Unterzeichnete entſchieden gegen 
eine Beſchickung der Breslauer demokratiſchen Ver⸗ 
ſammlung aus, demzufolge der oben gefaßte, als 
von falſcher Vorausſetzung ausgegangene Beſchluß 
von der Verſammlung einſtimmig zurüdgenom- 
men wurde. Dies zur Beruhigung fuͤr diejenigen, 
welche unter dem Vorwand, daß der Verein repu⸗ 
blikaniſchen, oder wohl gar communiſtiſchen Beſtre⸗ 
bungen huldige, aus demſelben ausgetreten ſind, 
dies als Gegengewicht gegen andre maaßloſe Ver⸗ 
daͤchtigungen. Auf Grund jener einſtimmigen 
Zurücknahme des Beſchluſſes, die demokratiſche 
Verſammlung in Breslau durch Abgeordnete zu 
beſchicken, fühle ich mich berechtigt, im Namen 
des Vereins zu erklären: daß, wie auch ſchon in 
unſerm Programm geſagt iſt, wir die demo⸗ 
kratiſchen Ideen in der konſtitutio⸗ 
nellen Monarchie verkörpert wiſſen wollen, 
daß wir daher eben ſo weit von communiſtiſchen 
und republikaniſchen, als von abſolutiſtiſch⸗reaktionaͤ⸗ 
ren Beſtrebungen entfernt ſind, und daß wir in 
dem in Nro. 3. der freien Blaͤtter enthaltenen, 
mit H. L. unterzeichneten, „Beleuchtung einiger 

Beſtimmungen im Verfaſſungsentwurf - überfchries 
denen Aufſatz mit Freuden einen getreuen Spiegel 
unferer Anſichten wiedergefunden haben. 


Zeiſſing. 
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Berlin, den 22. Juli 1848. 

Eine neue Woche if verfloſſen, ohne ein 
oͤffentliches Zeugniß geſteigerter Thaͤtigkeit unſerer 
Nationalverſammlung zu geben: ich beeile mich 
daher, Ihnen mitzutheilen, was in ihrem Innern 
geſchehen iſt. 

Die Verfaſſungskommiſſion naͤhert ſich dem 
Schluſſe ihrer Berathungen, ſie hat jetzt nament⸗ 
lich die Paragraphen über die Volksvertretung voll⸗ 
endet. Die geſetzgebende Gewalt ruht in den 
Haͤnden von zwei Kammern, von denen die erſte 
durch die Gemeindevorſtaͤnde, die andere indirect 
durch die Geſammteinwohnerſchaft gewaͤhlt wird. 
Jedes neue Geſetz muß von beiden Kammern an⸗ 
genommen, vom Koͤnige beſtaͤtigt werden, letzterem 
ſteht ein abſolutes Veto zu. Die Kammern wer⸗ 
den gleichzeitig berufen, eroͤffnet und geſchloſſen; 
wird die eine aufgelöft, fo muß auch die andre fo 
lange feiern, bis eine neue Kammer gebildet iſt. 
Den Titel des Koͤnigs „von Gottes Gnaden“ mochte 
die Kommiſſion nicht ſtreichen, ſie hat auch vor⸗ 
gezogen, ihn nach wie vor „Koͤnig von Preußen“ 
zu nennen, nicht „König der Preußen“, wie es 
von einigen Seiten gewuͤnſcht wurde. Im Allge⸗ 
meinen ſcheinen die zuletzt berathenen Paragraphen 
des neuen Verfaſſungsentwurfs weniger liberal 
ausgefallen zu ſein, als die zuerſt feſtgeſtellten. 
Dies koͤmmt daher, weil einige Deputirte der Lin⸗ 
ken aus der Verfaſſungscommiſſion geſchieden, und 
nach der Wahl der betreffenden Abtheilungen durch 
Mitglieder von der rechten Seite erſetzt worden 
ſind. Auf jeden Fall werden die noch fehlenden 
Titel Über die Juſtiz, die Steuerverhäftniffe und 
die etwa nöthigen Auftuhrgeſetze in den naͤchſten 
Tagen beendet, und es bedarf dann nur noch der 
ſchließlichen Redaction, um das Ganze vor die 
Abtheilungen und das Plenum zu bringen. 

In den Fachcommiſſionen werden die bis jetzt 
eingereichten Petitionen (gegen ſechstauſend) je 
nach ihrem Inhalte gepruͤft und det Spruch der 
Verſammlung über dieſelben vorbereitet. Die mei⸗ 
ſten der Bittſchriften gehoͤren in diejenige Kom⸗ 
miſſion, welche über die Agrarvethaͤltniſſe zu beras 
then hat, und deren Vorſitzender der Ihnen aus 
unſern Wahlmaͤnnerverſammlungen bekannte Herr 
Juſtizcommiſſarius Teichmann iſt. Naͤchſtdem duͤrf⸗ 
ten die aus faſt allen Staͤdten der Monarchie ein⸗ 
gegangenen Anträge auf theilweiſe Beſchraͤnkung der 
Gewerbefreiheit und Erlaß einer die ungezuͤgelte 
Conkurrenz hemmenden zweckmaͤßigen Gewerbeord⸗ 
nung die zahlreichſten fein. Die Kirchenkommiſ⸗ 
fion, der ich angehöre, und welche den Paſtor 
Sydow zum Vorſitzenden, mich zum Schriftführer 
ernannt hat, beſchaͤftigt ſich mit Beantwortung der 
Vorftage: was ſoll mit dem Kitchengute in Zus 
kunft geſchehn? Wir haben dabei drei Wege ins 
Auge gefaßt: 1) das Kirchengut bleibt Eigenthum 
derjenigen kirchlichen Gemeinſchaft, welche es gegen⸗ 
waͤrtig beſitzt; jede neue Gemeinde hat für ihre 
kirchlichen Beduͤrfniſſe ſelbſt zu ſorgen. 2) Das 
Kicchengut geht in die Hände des Staates über, 
welcher das zu jedem befonderen Cultus Erforder- 
liche beſchaffen muß. 3) Das Kirchengut wird 
Eigenthum der Gemeinden, jede vorhandene Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft hat nach der Zahl ihrer Mitglieder 
gleiches Anrecht daran, es darf jedoch überhaupt 


nut zu Cultuszwecken verwandt werden. Die lek⸗ 
tere Meinung iſt, glaube ich, in dieſem e 
blicke unter uns die vorherrſchende. 

In den allgemeinen Abtheilungen iſt leder 
das Geſetz über den Schadenerſatz bei ſtattgehabten 
Auflaͤufen, die Abſchaffung der Todesſtrafe und 
der Entwurf einer Burgerwehrverfaſſung berathen 
worden. Der letztere Gegenſtand, hoͤchſt wichtig 
in fo vielen Beziehungen, hat uns am laͤngſten 
beſchaͤftigt; die uns gegebene Vorlage iſt vielfach 
verändert und wie ich hoffe verbeſſert worden. Mir 
ift fie vorzüglich) deshalb ungenuͤgend erſchienen, 
weil fie keinen Weg zur kuͤnftigen Ineinanderfuͤ⸗ 
gung des ſtehenden Heeres, der Landwehr und der 
Buͤrgerwehr anbahnt; fie iſt lediglich nach dem 
Geſetz der belgiſchen Nationalgarde dearbeitet. 

In den Plenarſitzungen der naͤchſten Woche 
werden wir zunaͤchſt einen weiteren Praͤſidenten 
waͤhlen (einflimmig wird Herr Grabow wiederbe⸗ | 
gehrt), und dann den Bericht über die erften 900 
Petitionen hören. 1 

Eben wird mir mitgetheilt, daß Herr Dr. 
Böhmer meinen Brief über den Reichsverweſet 
unliebſam beurtheilt hat. Daß derſelde meine 
Anſichten nicht theilt, weiß ich: Leute, welche von 
verſchiedenen Vorausſetzungen ausgehn, koͤnnen 
unmoglich gleiche Schluͤſſe ziehen, und wer in Ans 
wendung des conſtitutionellen Prinzips die Wahl 
eines un verantwortlichen Reichsoberhauptes für ge 
rechtfertigt hält, der kann natürlich nicht mit mit 
an der Spitze Deutſchlands eine bloß verantwort- 
liche Macht zu ſehen wünſchen. Entweder tout 
der Reichsverweſer nur, was ſeine Miniſter biuigen, 
— dann ſcheint mir dieſe neue Wuͤrde überflüffig, 
da ſie nicht ein Organ der Nationalverſammlung 
in Frankfurt ſein ſoll; oder er thut das Gegen⸗ 
theit, dann werden die verantwortlichen Miniſter 


ihren Abſchied nehmen, und er — wird Andere 


ernennen, die ihm den Willen thun. Mit einem 
Wort, Deutſchland wird gern oder ungern die Geſchichte 
Frankreichs unter Ludwig Philipp durchmachen müfs 
ſen. Bereits hat auch der Erzherzog Johann die 
deutſchen Regierungen erſucht, Bevollmaͤchtigte zu 
ernennen, mit welchen er ins Einvernehmen treten 
will. Iſt das nicht ein neuer deutſcher Bundes⸗ 
tag? Wird dadurch die Centralgewalt nicht paraly⸗ 
ſirt werden? — Die übrige Polemik des Herrn 
Doctor kann ich fuͤglich übergehn, da meine Feder 
vielleicht nicht ſo ſpitz iſt, als die ſeinige. Nur 
zwei Dinge muß ich erwaͤhnen: Herr Böhmer zeiht 
mich der Unwiſſenheit, da ich die Geſinnungen des 
Erzherzogs Johann nicht kenne. Zum Troſte kann 
ich ihn verſichern, daß er ſich hierin taͤuſcht; wenn 
ich ſage, Johann ſei unbekannt nach ſeinen Geſin⸗ 
nungen, ſo kann ſich dies nur auf die gegenwaͤr⸗ 
tige Zeit und ihre Ereigniſſe beziehn; in dieſer 
Beziehung weiß ich allerdings Nichts, was der 
Erzherzog ſeit den Revolutionen des Maͤrz 1848 
gethan oder geſprochen hat, und wuͤrde dem Herrn 
Doctor danken, wenn er mit zu einiger Kenntniß 
darüber verhelfen wollte; aus der frübern Lebens⸗ 
geſchichte deſſelden bedauere ich aber vorzüglich, daß 
er ſeine wiſſenſchaftliche Einſamkeit in Gratz dem 
politiſchen Kampfe gegen den Abſolutismus vorge⸗ 
zogen hat. — Ferner iſt es ein Irrthum, daß mir 
eine patriotiſche Gemeinde einen Zuſchuß hochher⸗ 


dig bewilligt habe; meine Vaterſtadt Bernftadt hat 
mir einen Vor ſchuß von 120 Rthlr. für die er⸗ 
ſten Koſten der Reife und des Aufenthalts in Ber: 
lin gemacht. Schließlich danke ich Herrn Böhmer 
für das Zeugniß, welches er mir giebt, daß ich 
doch Etwas gelernt habe: es giebt ja heute leider 
ſo Viele, die gar Nichts lernen. 

In der heutigen erſten Verſammlung der ton» 
ftitutionellen Vereine bierſelbſt wurde die ecſte 
Frage: erklart die Verſammiung, daß die Frank⸗ 


furter Beſchlüſſe für die deutſchen Regierungen uns 
bedingt verbindlich (bind end) ſeien, mit 67 gegen 
25 Stimmen bejaht. Ein Amendement zu die⸗ 
fer Frage, welches die Ueberzeugung ausſprach, 
daß dieſe Beſchluͤſſe mit den Intereſſen der einzel⸗ 
nen deutſchen Volksſtaͤmme vereinbar fein würden, 
wurde gleichfalls bejaht mit 65 gegen 27 Sim⸗ 
men. Die Abgeordneten des konſtitu⸗ 
tionellen Vereins zu Oels hatten Er⸗ 
ſteres verneint. ) M. 


1 


) Der konſtitutiovelle Kiubb wird hiernach mit ſei⸗ 
nen Abgeordneten nicht zufrieden ſein können, ſintemal 
ſelbiger, wie in Nro. 5 der freien Blätter für Jebermän⸗ 
niglich zu leſen ſteht, einen Antrag an die deutſche Nati⸗ 
onalverſammlung geſendet hat: daß die Souveräni⸗ 
tät der einzelnen Staaten in allen äußerli⸗ 
chen Berpältniffen der Centralgewalt gegen⸗ 


über ſofort aufhöre — Konſequenz iſt 


doch eine ſchöne Tugend! . 
D. fl. Nep. 


Berlin, den 14. Juli 1848. 
Dritter Bericht N 
der demokratiſchen Parthei der Preußiſchen conſtituirenden Verſammlung. 


Steir unſetem letzten Berichte haben drei Gegenſtaͤnde von der größten Wichtigkeit die Thaͤtigkeit unſerer Verſammlung in Auſpruch genommen, die 
Ernennung einer Commiffion zur Unterſuchung der Ereigniffe in der Provinz Polen. die Finanzlage 
unferes Staates und das Verhältniß Preußens zu der Deut ſchen National- Verſammlung in Frankfurt a. M. 
Von dem Ahgeoröneten Reuter war dit Antrag gemacht worden: „Die Verſammlung wolle befhlisfien,, daß ſchleunigſt eine aus 16 
Perſonen beſtehende Commiſſion, in welche keiner von den Abgeordneten der Provinz Poſen gewaͤhlt werden duͤrfe, zuſemwuntrste, mit der Aufgabe, 
eine Unterſuchung darüber anzuſtellen, welches die Urſachen geweſen, aus denen die unmittelbar nach der Maͤrzrevolution verkünden nationale Reor⸗ 
ganifation der Provinz Poſen zur Entzweiung der dortigen Bevölkerung und zum Blutbade geführt habe.“ Der Antrag war für die Verſammlung 
von der größten Wichtigkeit, es handelte ſich dabei einestheils darum derſelben Sicherheit zu ſchaffen über Ereigniſſe, welche der verſchiedenartigſten 
Beurtheilung gegenwärtig in ganz Europa unterworfen werden, anderntheils darum, ob die Verſammlung ſich eine Stellung gewinnen ſolle, wonach 
ihr das Recht ſelbſtſtaͤndiger Unterſuchung zuſtehe. Lag dieſer letztere Punkt auch nicht in der Abſicht des Antragſtellers, ſo konnte doch die Berathung 
unmoglich davon freigehalten werden, und es mußte der betreffende Beſchluß nothwendige Folgen fur die Zukunft haben. Somit knuͤpften ſich an 
den vorliegenden Gegenſtand allerdings Geſichtspunkte allgemeiner Art, die Verſammlung hatte Gelegenheit dabei zugleich zu entſcheiden, was fie von 
ihrer eigenen Machtvollkommenheit halte. Aus dieſen Gruͤnden erſtreckte ſich die Berathung denn auch weniger auf die Frage: ſoll eine Commiſſion 
gewählt werden? als auf die: welche Befugniſſe ſoll diefelbe haben? Gegen die Ernennung einer ſolchen Unterſuchungs⸗Commiſſion erhoben ſich das 
her auch nur ganz vereinzelte Stimmen, die Verſammlung fühlte es zu gut, wie nöthig es ſei, endlich einmal über die verwickelten Verhaͤltniſſe 
des Großherzogthums Poſen in das Klare zu kemmen. Die Befugniſſe der Commiſſion waren es hauptſaͤchlich, welche den Gegenſtand der Berathung 
bildeten. Es handelte ſich dabei namentlich darum: ſoll dieſe Commiſſion ihren Bericht nur aus den Akten ſchoͤpfen, die fie von den Minifterien ers 
hält, oder ſoll fie Fetbftftändig handeln, ſich auch an Ort und Stelle begeden, Zeugen vernehmen dürfen u. ſ. w., d. h. mit andern Worten: 
ſoll der Commiſſion zur Erfüllung ihres Auftrages freie Hand gelaſſen werden? 0 
0 Die Verſammlung beſchloß mit großer Majorität die Bildung der erwähnten Commiſſion, ‚fie beſchloß, daß die Commiſſion die Urſachen 
erforſche, welche die blutigen Ereigniſſe im Großherzogthum Poſen herbeigeführt, daß fie das ſeit der eingeleiteten Reorganiſation ſeitens der Regie⸗ 
rung beobachtete Verfahren, fo wie die nationaten Verhaͤltniſſe dort unterſuche, daß fie die Mittel erforſche, einen dauernden Frieden zwiſchen beiden 
Nationalitäten herzuſtellen und ermittele, wie die beabfichtigte Reorganiſation durchzufühten ſei, fie. beſchloß endlich vermittelſt namentlichen Auftufes 
mit 195 gegen 170 Stimmen, daß der Gommiffion in Aus führung ihrer Aufträge ganz freie Hand gelaſſen werde. 
Somit war die Frage im weitelten Sinne entſchieden, die Verſammlung hatte zugleich ihre Selbſtſtaͤndigkeit für immer gerettet. Da es in der Na— 
tur der Sache lag und auch durch eine ausdrückliche vor der Abſtimmung erfolgte Erklärung des Herrn Praͤſidenten, gegen welche ſich Niemand erho⸗ 
ben batte, feſtſtand, daß mit der Bejahung dieſer Frage alle fernern einen engeren Auftrag enthaltenden fortfallen, hielten viele Mitglieder der Ma⸗ 
jorität die ganze Angelegenheit für beendigt und verließen, durch eine ſechsſtuͤndige Debatte ermüdet, den Saal. In Folge einiger Bemerkungen der 
Abgeordneten von Un cuh und Aden beſchloß jedoch der noch im Saal verbliebene Theil der Mitglieder der Verſammlung, daß in völligem 
Widerſpruch mit der bereits erfolgten Abſtimmung auch die übrigen, den Auftrag der Commiſſion beſchraͤnkenden Fragen noch zur Abſtimmung kom⸗ 
men ſollten. Wie grell der erwähnte Widerſpruch war, geht am Beſten daraus hervor, daß ſich unter dieſen Fragen auch eine befand, nach wel⸗ 
cher die Commiſſion nur befugt ſei, ihre Ermittelungen auf Grund der zu fordernden Akten des Staatsminiſteriums vorzunehmen. Vergeblich ward 
darauf aufmerkſam gemacht, vergeblich proteſtitt. Die anweſenden Mitglieder, im Gefühle der Majorität, die ihnen jetzt geworden war, beſchloſſen 
jenen Widerſpruch, undekuͤmmert darum, ob die Würde der Verſammlung durch ein ſolches Berfahren beeinträchtigt würde. Ein Theil der noch zus 
rückgebliebenen Mitglieder der früheren Majorität glaubte nach dieſem Beſchluſſe an den ferneren Abſtimmungen über dieſen Gegenſtand keinen Antheil 
mehr nehmen zu dürfen und verließ den Saal. Hierauf ward beſchloſſen, daß die Commiſſion, der voͤllig freie Hand in Erledigung ihres Auftrages 
gegeben war, ſich wicht an Ort und Stelle begeben, und keine Zeugen und Sachverſtaͤndige vernehmen dürfe, wobei ſich auch das traurige Ergeb⸗ 
niß zeigte, daß mehrere Mitglieder, welche bei dem früher erfolgten Namensauftuf für die erſte Frage laut geſtimmt hatten, nun die eben erwähnte 
beſchraͤnkende Frage durch ihr Sitzenbleiben bei der Abſtimmung verneinten. Wit haben in der folgenden Sitzung eine mit 136 Unterſchriften verſehene 
Erklärung eingereicht, wonach wir nur den erften Beſchluß als zu Recht beſtehend und für die Commiſſion bindend, anerkennen. Außerdem waren 
ebenfalls noch drei Proteſte, zuſammen mit 30 Unterſchriften gegen das erwaͤhnte Verfahren eingereicht worden. Einen Antrag des Abg. D’Efter, 
„daß die in der Sitzung vom 4. Juli nach dem durch namentlichen Auftuf gefaßten Beſchluſſe erfolgten Abſtimmungen als mit dem frühern Beſchluſſe 
in Widerſpruch ſtehend, aufgehoben werden,“ fand die Mehrheit nicht fo dringlich um ihn vor der Tagesordnung zur Verhandlung zu bringen. 
Ueber die Finanzlage des Staates und insbeſondere die Angelegenheiten des Steateſcage 8 waren ſeit längerer Zeit in allen Thei⸗ 
len unſeres Landes verſchiedenartige Meinungen geäußert worden. Der Finanz⸗Miniſter hatte mehrmals die Vorlage der betreffenden Etats verſprochen, 
17 909 90 bebe wäre. In der Sitzung vom 7. Jul beantragte daher der Abgeordnete Grebel „ „daß der Here Finanzminiſter erſucht werde, 
zum Zwecke der Debatte uͤber die beabſichtigte Zwangs anleihe einet aus 8 ducch die Abiheflungen zu wählenden Mitgliedern beſtehenden Commiſſion, 
welche der National⸗Verſammlung Bericht erſtatten ſoll, die Einſicht cg Bücher und Beläge Über die Verwaltung der Finanzen und des 
Staatsſchates vom Jahre 1840 an dis auf die Gegenwart zu geſtatten. a 2200 ö 5 N 
Der Herr Finanzminiſter äußerte: bei dieſer Gelegenheit, daß — taatejhap im Laufe der lebten ſechs dis ſieben Jahre nicht vermindert, 
fondern vermehrt und zwar bedeutend vermehrt worden ki; er 1 Te at 2 5 an er un 
fand ſich in einen bedenklichen verwandele, er wies auf die Not d 1a am ohne große 
Opfer erlangt werde.“ 


Verein der Volksfreunde. 


Sitzung vom 13. Juli. 
Kaufmann Doͤring beantragte Zurücknahme 
des in der vorigen Sitzung gefaßten Beſchluſſes: 
die Abſendung von 3 Deputirten zum demokrati⸗ 
ſchen Congreß in Breslau betreffend, da er ſich 
überzeugt habe, daß der demokratiſche Verein in 
Breslau republikaniſchen Tendenzen huldige. Die 
Verſammlung nahm den gefaßten Beſchluß zuruck. 
— Antrag, eine oͤffentliche Erklaͤrung abzugeben: 
daß der Verein der Volksfreunde jeglichem repu⸗ 
blikaniſchen Streben entgegen ſei. Bezugnehmend 
auf die Grundſaͤtze, welche der Verein veröffentlicht 
hat, wurde der Antrag verworfen. Antrag, die 
Bezeichnung des Vereins abzuaͤndern — wurde 
verworfen. — Mittheilung des Vorſitzenden, über 
das Ausſcheiden von 15 Vereins + Mitgliedern, — 
Mittheilung eines Schteibens des Berliner Depu⸗ 
tirten, und eines gedruckten Schreibens des hieſigen 
Bürger » Handwerker » Vereins. Antrag wegen Abs 
faffung einer Addreſſe, bezüglich der Ernennung 
des deutſchen Reichsverweſets. Es wurde eine 
Commiſſton zur Abfaſſung ernannt. Der Vers 
ſammlung wurde ſchluͤßlich ein Privat » Schreiben 
des Berliner Deputirten vorgeleſen, und in der 
Vereins « Kaffen + Angelegenheit referitt. 
Sitzung vom 20. Juli. 

Vortrag in der Doͤring⸗Boͤhmerſchen Angele⸗ 
genheit. — Unterzeichnung einer Beſchwerdeſchrift 
gegen den Oberlehtet Böhmer, in welcher der Uns 
trag auf deſſen baldige Verſetzung enthalten iſt. — 
Mittheilung des in der letzten Sitzung beſchloſſenen 
Addreß⸗Entwurfs an die National- Verſammlung 
zu Frankfurt. — Beamten⸗Wahlen. — Die Ver⸗ 
ſammlung beſchloß Beibehaltung der bisherigen 
Beamten. Direktor Lange acceptirte die auf ihn 
gefallene Wahl, Kaufmann Döring und Gymna⸗ 
ſtallehrer Roͤsler waren abweſend. Schriftführer 
Schwenk nahm die auf ihn gefallene Wahl mit 
Bezug auf feinen bereits früher geſtellten Entlaſ⸗ 
ſungs⸗ Antrag, nicht an. Da auch die zweite 
Schriftfuͤhrer⸗Stelle, fo wie die der Vertreter und 
des Rendanten zu beſetzen iſt, wurden von der 
Verſammlung gewaͤhlt: 


zu Schriftführer Lieutenant Schnabel, 


Lehrer Bilke, 
zu deren Stellvertretern . eee e 
zum Rendanten Kürſchnermeiſter Rohnſtock. 

Mittheilung uͤber den eingegangenen dritten 
Bericht der demokratiſchen Parthei der National⸗ 
Verſammlung zu Berlin. — Anfrage, den Druck 
der Statuten und der Gtundſaͤtze des Vereins be⸗ 
treffend. — Antrag des Schriftfuͤhrers wegen Vers 
oͤffentlichung der Vereins Verhandlungen. Der 
jedesmalige Vorſitzende ſoll mit Zuziehung des 
betreffenden Schriftfuͤhrers die Berichts » Erflattung 
uͤbernehmen. — Antrag wegen Wahl eines neuen 
Vorſitzenden in die Röslerſche Stelle. Mit Bezug 
auf den bereits gefaßten Beſchluß wurde der An⸗ 
trag verworfen. — Beſtimmung des naͤchſten Ver⸗ 
ſammlungs + Tages. 

Meinem vorſtehenden Berichte ſchließe ich be⸗ 
zuͤgnehmend auf denfelben die Bemerkung an, daß 
Mittheilungen Über die Wirkſamkeit des Vereins 
der Volksfreuude von heut ab nicht mehr durch 
mich erfolgen. J. Schwenk. 
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Einige Bemerkungen über den „gewiß höchſt intereſſanten Brief.“ 

O Freiheit, Recht und Wahrheit, 

Misc Siri Bra ; ; 55 akt Euch br mit Ala he 
r Berliner Abgeordneter hat uns von feinem Standpunkte aus ein Klagelied 
geſungen, rührender und herzzerreißender, als die über ihr zerſtörtes Neſt ande 
Philomele, Es iſt nur zu beklagen, daß nicht Alle weinen können mit dem Weinenden, 
— die einſamen Trauerklänge von zahlreichen Jubelliedern übertönet werden. Aber ber 
Tee ihn, den Fut 9 der eine wahrhaft rührende, 
! einen „armen Fürſtenſohn“ gezeigt, der ihm fo großen Kummer bereitete; 
aus voller Ueberzeugung wollen wir ihm RR „Sie thun 908 Wiehl leid! N 


Wie konnten aber auch die Vertreter des deutſchen Volkes einem Manne ihr Ver⸗ 


trauen ſchenken: „unbekannt nach feiner Geſinnung, un verantwortl in ſeinen 
nn Arme F. V.! unter dem Gewicht einer ſolchen Anklage mußt Du 1 5 
geben 7 0 Du einen Solchen wollteſt, warum wählteſt Du nicht Einen in Nan 
en 5 dann ſollen wir glauben: „Die deutſchen Regierungen hätten ſchon lange im 
Wicht 7 Augenmerk auf den Erwählten gerichtet,“ obſchon unglücklicherweiſe das 
e Voi er Beweis dafür, fo aus Verſehen fehlt, und mir in dieſer neueſten Endeckung 
er Vorwurf zu liegen ſcheint: Die fo ehrenwerthe F. V. ſei den Einflüſſen der deutſchen 
egierungen zuganglich geweſen. — „Trauer in dem Herzen eines jeden wahren Deut- 
ſchen, jedes wackeren Volksfreundes.“ Nun wiſſen wir wenigſtens, daß die Majorität 
in Fraukfurt i. e. die Mehrzahl des deutſchen Volks, daß die jubelnden Städtebewohner, 
alle Feſttheilnehmer nicht wahre Deulſche, nicht wackere Volksfreunde find; ſolche 
Aufklärungen ſind in der That überraſchend. — — „und das Volk berechnet ſchon mit 
Bedauern die Koften, welche der 38ſte Hof unſeres Vaterlandes verurſachen wird.“ Es 
hat ja aber, wie wir hören, der Reichsverweſer einen Jahrgehalt abgelehnt, und das 
arme Bolt demnach Freun de, die ſich verrechnen. Endlich, „armer Fürſten⸗ 
ſohn,“ ſollſt Du bei Deiner bekannten Theilnahme für alles Schöne und Nützliche auf 
Deinen zahlreichen Reifen bei gründlichen Beobachtungen „von Deutſchland noch Nichts 
geſehen haben!“ Bewahre nur Gott Andere vor abſichtlicher Blindheit. — Nur fo viel. 
Kein Schmerzensreich. 


ort. 


Teß ies W 


Herr Döring gebraucht im Wochenblatt Nummer 50, meinen Namen in einer 


Weiſe, der ich entſchieden entgegentrete; weit entf i i 

! a 3 ernt, einen Federkrieg zu erneuern, der 
bereits durch Einmiſchung fremder Elemente zu ſehr bedauerlichen — berlagenswerthen 
Folgen geführt hat, bin ich leider deſſen ungeachtet genöthigt mein letztes Wort zu er⸗ 


greifen gegen den Satz feiner Vertheidigung, der da heißt: „Wie man durch Wahrheit 
gern ‚glauben machen möchten, ift etwas ganz Neues, 


verdächtigen könne, wie jene Herren 
der Beweis hierfür möchte ſich ſchwerlich führen Laffen 
Ob in dem Zuruf an alle Staatsbürger eine Verdächtigung des konſtitutionellen 


Klubbs liegen konnte, wo ſogar von deſſen Prahlerei zu leſen war, und ob mein Wort 


der Beruhigung eine Verdächtigung enthielt, überlaſſe ich dem geſunden Urtheil jedes 
Unpartheiiſchen; was jedoch den oben erwähnten Satz betrifft, ſo erkläre ich, daß es ſtets 
mein Grundſatz iſt, ohne Furcht die Wahrheit zu ſagen, wenn es auch öfters unbequem 
iſt, ſie zu hören. Jemanden aber zu verdächtigen, dazu gehört in meinen Augen kein 
ſchleden Grad niedriger Geſinnung und Bosheit! — Erfreut über das fo uͤberaus ver 
chieden von dem Ruf an alle Staatsbürger verföhnliche Wort der Vertheidigung, in der 
offen erklärt iſt, daß man an keine Verdächtigung gedacht, lege ich die Feder mit dem 
frommen Wunſche nieder: „Daß die freie Preſſe ſtets das Banner enthalten möchte: 
Wahrheit über Alles! i v. d. Berswordt, auf Schwierſe. 


Das von mir, auf dem Wege der Subfeription eingeleitete Conzert, 
unter gütiger Mitwirkung der Frau Dr. Rüchenmeiſter, der Herren Kahle, 
Rieger, Schott und Muſikdirektor Heinze, ſämmtlich vom Breslauer Stadt⸗ 
theater, findet a 

a Dounerſtag, den N. Juli c. Abends 7 Uhr, 

im großen Saale des Elyſiums, beſtimmt ſtatt. 

Billets zum Subſeriptions-Preiſe, und zwar: 
um erſten Platze zu 10 Sgr., zum zweiten Platze zu 6 Sgr., find in meiner 
Yohnung im Gajthofe zum „goldenen Adler“ bis Donnerſtag Mittag zu ha⸗ 
ben. Kaffenpreis: zum erſten Platz 15 Sgr., zum zweiten Platz 77 Sgr. 
Alexander Bachmann. 
Sänger und Schaufpieler. 


Das Dom. Runzendorf, Wartenberger Kreiſes, verfauſt ſeinen 
ven: heurigen fehr ſchönen langen Flachs auf dem Beete den 30. Juli 
Nachmittags 2 Uhr, wozu Raufluſtige ergebenſt eingeladen werden. 8 


Berichtigung. 
9 In Nee, 58. des Wochenblattes find nachſtehende Druckfehler zu berichtigen: Seite 299, Spalte 2, 
Zeile 10 von oben, ſoll es ſtatt 12 Millionen heißen: 126 Millionen, S. 300, Sp. 1, 3. 5 von unten ſtatt 
Ver — Vorkaufsrecht. S. 300, Sp. 3, 3. 20 v. ob. ſtatt dem — derſelben. S. 300, Sp. 3. g. 4 v. 
unt. ſtatt Waldemar — Valdenaer. A 


großmüthige 
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